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Dr. Andreas Richter begrüßte die Teilnehmenden des 99. Berliner Steuergesprächs zum 

Thema „Reform der Erbschaft- und Schenkungsteuer“. Die Berliner Steuergespräche hätten 

sich bereits mehrfach mit dieser Steuer befasst; viele der heute diskutierten Fragen seien be-

reits früher behandelt worden. Die aktuelle erneute Diskussion über die Erbschaftsteuer gehe 

vor allem von der Politik aus. Anlass seien unter anderem Reformvorschläge einzelner Par-

teien sowie die Erwartung einer möglichen Entscheidung des BVerfG. Bemerkenswert sei, 

dass nun auch aus dem Umfeld der Familienunternehmen selbst Reformüberlegungen ange-

stoßen würden. Vor dem Hintergrund eines hohen Investitions- und Transformationsbedarfs 

vieler Unternehmen sowie eines zunehmend herausfordernden internationalen Wettbewerbs 

stelle sich die Frage nach der Ausgestaltung der Erbschaftsteuer in besonderer Weise. Der 

Abend solle nicht nur mögliche verfassungsgerichtliche Entwicklungen in den Blick nehmen, 

sondern auch grundlegende ökonomische und praktische Aspekte der Erbschaftsteuer be-

leuchten. Anschließend stellte er das Podium vor und leitete zu den Referaten von Dr. Tobias 

Hentze und Prof. Dr. Achim Dannecker über. 

A. Referate 

1. Dr. Tobias Hentze1 

Dr. Tobias Hentze leitete ein, dass sein Vortrag auf eine ökonomische Einordnung der Erb-

schaftsteuer abzielen werde, um eine empirische Grundlage für die Reformdiskussion zu 

schaffen und mögliche Folgen politischer Änderungen besser einschätzen zu können. Zu-

nächst wies Dr. Tobias Hentze darauf hin, dass die Erbschaftsteuer in der öffentlichen Debatte 

besonders kontrovers diskutiert werde. Meinungsumfragen zeigten ein stark geteiltes Bild: 

Während etwa die Hälfte der Bevölkerung die Steuer als gerechtfertigt ansehe, lehne die an-

dere Hälfte sie ab. Ökonomisch lasse sich diese Polarisierung durch die unterschiedlichen 

Perspektiven erklären. Aus Sicht der Erben erscheine eine Besteuerung naheliegend, da es 

sich um einen Vermögenszufluss ohne eigene Leistung handle. Aus einer vermögensbezoge-

nen Perspektive könne argumentiert werden, dass das vererbte Vermögen häufig bereits zu-

vor besteuert worden sei und die Erbschaftsteuer daher einer erneuten Besteuerung gleich-

komme. Beide Sichtweisen seien nachvollziehbar. 

Anschließend stellte er die fiskalische Bedeutung der Steuer dar. Das Aufkommen habe zuletzt 

rund 15 Milliarden Euro betragen und mache damit etwa 1,5 % des gesamten Steueraufkom-

mens aus. Allerdings sei der Anteil am Steueraufkommen für die Landeshaushalte mit rund 

3,5 % des jeweiligen Steueraufkommens etwas höher. Zugleich habe sich die Erbschaftsteuer 

seit dem Jahr 2000 dynamischer entwickelt als das Gesamtsteueraufkommen, was sie auch 

 
1  Die vortragsbegleitende Präsentation ist abrufbar unter https://www.berlinersteuergespraeche.de/archiv/ 
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aus politischer Perspektive interessant mache. Dadurch bestehe für den Staat die Möglichkeit, 

zukünftig Einnahmen zu erzielen. 

Im Zusammenhang mit der steuerlichen Bemessungsgrundlage verwies er darauf, dass das 

tatsächlich besteuerte Vermögen deutlich unter dem gesamten Erbvolumen liege. Schätzun-

gen zufolge würden jährlich Vermögenswerte in Höhe von etwa 400 Milliarden Euro übertra-

gen, während nur rund 120 Milliarden Euro in die steuerliche Bemessungsgrundlage einflös-

sen. Der wesentliche Grund hierfür liege in den persönlichen Freibeträgen, durch die etwa 

70 % des Erbschaftsvolumens steuerfrei bliebe. Kritisch merkte er an, dass diese Freibeträge 

seit mehr als 15 Jahren unverändert geblieben seien. Dadurch entstehe faktisch eine schlei-

chende Steuererhöhung, da die Vermögenswerte kontinuierlich, etwa durch Inflation, anstei-

gen würden. Dies sei mit der kalten Progression der Einkommensteuer vergleichbar. Eine 

mögliche Anpassung der Freibeträge könnte sich an der Inflationsrate oder dem Häuserpreis-

index orientieren, was zu einer Erhöhung des Freibetrags auf 500.000 EUR oder 630.000 EUR 

führen würde. Ein weiterer Aspekt betreffe die Rolle der Schenkungsteuer. Da die Freibeträge 

alle zehn Jahre erneut genutzt werden könnten, eröffne dies erhebliche Gestaltungsmöglich-

keiten. Ökonomisch sei nicht eindeutig begründbar, weshalb diese periodische Nutzung von 

Freibeträgen zulässig sei; als Alternative werde daher etwa von Seiten der SPD die Idee eines 

lebenslangen Freibetrags diskutiert. 

Anschließend stellt Dr. Tobias Hentze die Verteilung der Einnahmen dar. Während wirtschafts-

starke Länder wie Bayern, Hessen oder Hamburg besonders hohe Pro-Kopf-Aufkommen ver-

zeichneten, würden viele ostdeutsche Länder nur in geringem Umfang profitieren. Die Erb-

schaftsteuer wirke daher fiskalisch deutlich ungleichmäßiger als Gemeinschaftssteuern. Daher 

stellte er die Frage in den Raum, ob die Erbschaftsteuer nicht ausschließlich dem Bund zuflie-

ßen solle. 

Im internationalen Vergleich liege Deutschland bei der Erbschaftsbesteuerung über dem 

Durchschnitt der OECD-Staaten in Höhe von rund 0,15 %. Während einige Länder, wie etwa 

Österreich oder Norwegen keine Erbschaftsteuer erheben würde, liege in Deutschland der 

Wert mit 0,23 % über dem Durchschnitt der OECD-Staaten. 

Dr. Tobias Hentze ging anschließend auf die Abgrenzung zwischen Privatvermögen und Be-

triebsvermögen ein. Er erklärte, dass gerade bei sehr hohen Vermögen ein großer Teil in Un-

ternehmen gebunden sei. Bei den obersten ein Prozent der Vermögensverteilung bestünden 

rund zwei Drittel des Vermögens aus Betriebsvermögen und etwa ein Drittel aus Privatvermö-

gen. In niedrigeren Vermögensklassen spiele Betriebsvermögen eine deutlich geringere Rolle. 

Daraus folge für die politische Diskussion, dass eine stärkere Besteuerung hoher Vermögen 

zwangsläufig auch Betriebsvermögen betreffe. In diesem Zusammenhang ging er auf die wirt-

schaftliche Bedeutung der bestehenden Verschonungsregeln für Betriebsvermögen ein. Zur 
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Veranschaulichung stellte Hentze ein vereinfachtes Beispiel für ein Szenario ohne die Ver-

schonungen vor.2 Dabei ergebe sich bei einem Steuersatz i. H. v. 30 % ohne Verschonungs-

regelung eine zusätzliche jährliche Steuerbelastung von etwa 19,2 % pro Jahr, wenn die 

Steuer hierbei auf 20 Jahre verteilt werde. Ein Vorwegabschlag für Familienunternehmen von 

30 % würde diese zusätzliche Belastung auf etwa 12,8 % reduzieren. Bei einem niedrigeren 

Steuersatz von 15 % ergäbe sich eine Belastung von rund 9,6 % beziehungsweise etwa 6,4 % 

pro Jahr unter Berücksichtigung eines Vorwegabschlags. Für große Konzerne, die nicht in 

gleicher Weise von der Erbschaftsteuer betroffen seien, könnte sich daraus ein Wettbewerbs-

vorteil ergeben, der zu Wettbewerbsverzerrungen führen könnte. Zudem könne eine höhere 

Steuerbelastung Auswirkungen auf Investitionen und Lohnentwicklungen haben, da Unterneh-

men bei steigenden Steuern weniger Spielraum für Investitionen oder Lohnerhöhungen hätten. 

Studien etwa zur Gewerbesteuer zeigten, dass Steuererhöhungen teilweise auch auf die 

Löhne überwälzt würden. 

Daran anknüpfend erklärte er die Vor- und Nachteile zwischen einem System mit und ohne 

Verschonungsregelungen. Im derzeitigen System unterscheide der Gesetzgeber nicht nur 

nach der Höhe des Vermögens, sondern auch nach dessen wirtschaftlicher Funktion und Li-

quidität. Betriebsvermögen werde begünstigt, weil es als Grundlage für Investitionen, Beschäf-

tigung und wirtschaftliche Entwicklung gilt. Gleichzeitig entstehe dadurch ein möglicher Lock-

in-Effekt: Erben könnten Unternehmen aus steuerlichen Gründen innerhalb der Familie wei-

terführen, obwohl dies nicht zwingend die betriebswirtschaftlich beste Lösung sein müsse. Die 

Alternative wäre ein System ohne Verschonungsregeln, bei dem allein die Höhe des Vermö-

gens entscheidend wäre. Ausgehend vom heutigen System würde dies zu einer Verschiebung 

der Steuerlast führen, durch die Betriebsvermögen stärker belastet werden würden. Für viele 

mittelständische Familienunternehmen könnte dadurch der Anreiz zur Unternehmensfortfüh-

rung sinken und es könnte häufiger zu Verkäufen kommen. Langfristig bestünde damit auch 

die Gefahr, dass internationale Investoren verstärkt in deutsche Familienunternehmen einstei-

gen und sich die traditionell mittelständisch geprägte Struktur der deutschen Volkswirtschaft 

verändere.  

Dr. Tobias Hentze schloss seinen Vortrag mit einem Fazit für die Reformdiskussion. Unstrittig 

sei zunächst, dass das bestehende Erbschaftsteuersystem komplex sei und als schwer ver-

ständlich und streitanfällig wahrgenommen werde. Daher stelle sich die Frage, ob und wie eine 

Vereinfachung möglich wäre. Zudem sei zu überlegen, ob bestimmte Ausgestaltungen noch 

dem ursprünglichen Zweck der Steuer entsprächen. Abschließend betonte er aus ökonomi-

scher Sicht, dass jede steuerpolitische Veränderung zu Verhaltensanpassungen führe. Wenn 

etwa die Verschonungsregelungen eingeschränkt und Betriebsvermögen stärker besteuert 

 
2  Vgl. Folie 16 der vortragsbegleitenden Präsentation, abrufbar unterhttps://www.berlinersteuergesprae-

che.de/archiv/ 
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würden, könnten Ausweichreaktionen entstehen. Erben oder potenzielle Erben könnten etwa 

überlegen, Vermögen anders zu strukturieren, Unternehmen früher zu verkaufen oder ihren 

Wohnsitz in ein anderes Land zu verlagern. Diese möglichen Reaktionen müsse die Politik 

berücksichtigen, bevor eine Reform vollzogen werde. 

2. Prof. Dr. Achim Dannecker3 

Prof. Dr. Achim Dannecker leitete sein Referat damit ein, dass die Debatte zum einen von der 

Forderung nach neuen Konzepten, zum anderen vom Blick nach Karlsruhe auf das erwartete 

Urteil, geprägt sei. Er erklärte zunächst die verfassungsrechtliche Ausgangslage. Das Grund-

gesetz garantiere sowohl das Privateigentum als auch das Erbrecht, sodass die Möglichkeit 

der Vermögensvererbung eine zentrale Konsequenz der Eigentumsordnung darstelle. Zu-

gleich werde die Erbschaftsteuer als Instrument für die Sozialbindung verstanden, möglich-

weise auch zur Berücksichtigung für Chancen- und Generationengerechtigkeit. Gleichwohl sei 

die systematische Einordnung der Steuer nicht eindeutig: Sie weise Elemente einer Verkehrs-

teuer, einer Substanzsteuer und zugleich einer Erwerbsteuer auf, ohne eindeutig einer dieser 

Kategorien zuzuordnen zu sein. In der praktischen Ausgestaltung zeige sich ein System mit 

erheblichen strukturellen Lücken. Zwar sehe das Gesetz nominell sehr hohe Steuersätze vor, 

tatsächlich bleibe jedoch ein großer Teil der Erbfälle aufgrund von Freibeträgen sowie der 

Befreiung für selbstgenutztes Wohneigentum steuerfrei. Hinzu kämen weitreichende Begüns-

tigungen für Betriebsvermögen sowie Besonderheiten bei der Bewertung land- und forstwirt-

schaftlichen Vermögens. Effektiv träfen steuerliche Belastungen daher häufig vor allem be-

stimmte Vermögensarten, etwa Kapitalanlagen oder nicht unternehmerisch genutzte Immobi-

lien. Das tatsächliche Steueraufkommen stehe damit in einem deutlichen Missverhältnis zur 

politischen Aufmerksamkeit, die der Erbschaftsteuer in der öffentlichen Debatte zukomme. An-

gesichts des begrenzten Aufkommens eigne sich die Steuer nicht für eine umfassende Um-

verteilung. Die anhaltende Kontroverse lasse sich durch die gegensätzlichen Perspektiven er-

klären, die Hentze veranschaulicht habe: Während die eine Seite mit der Leistungslosigkeit 

des Einkommens argumentiere, verweise die andere Seite auf die steuerliche Doppelbelas-

tung. 

Diese Spannung habe auch die Entwicklung der Rechtsprechung des BVerfG geprägt, die in 

mehreren Entscheidungen zu den heutigen Strukturen der Verkehrsbewertung und der Be-

günstigung von Betriebsvermögen geführt habe. Die Orientierung an Verkehrswerten habe 

zwar zu einer formal gleichmäßigen Bewertung verschiedener Vermögensgegenstände ge-

führt, werfe jedoch neue Fragen auf. Bei der Bewertung nach einem abstrakten Veräußerungs-

wert ließe sich einwenden, dass die Erbschaftsteuer gerade nicht darauf gerichtet sei, das 

 
3  Die vortragsbegleitende Präsentation ist abrufbar unter https://www.berlinersteuergespraeche.de/archiv/ 
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Eigentum zu entziehen. Insbesondere bei Unternehmensvermögen sei zu berücksichtigen, 

dass dessen wirtschaftlicher Wert häufig langfristig gebunden sei und nicht ohne Weiteres 

veräußert werden könne. Daraus resultiere die zentrale Bedeutung der Verschonungsregelun-

gen für Betriebsvermögen, die seit der Reform 2016 in einer komplexen gesetzlichen Ausge-

staltung vorlägen. Nach 10 Jahren der gesetzlichen Gestaltung könnte mittlerweile auf um-

fangreiche praktische Erfahrungen sowie erste gerichtliche Entscheidungen zurückgeblickt 

werden. 

Prof. Dr. Achim Dannecker stellte anschließend die Flat Tax vor, die in der Reformdiskussion 

als alternatives Modell gelte und von einigen in der Steuerwissenschaft befürwortet werde. 

Dieses Konzept verspreche eine gleichmäßigere Belastung und eine Verringerung von Ge-

staltungsmöglichkeiten. Allerdings würde ein solches Modell, je nach Ausgestaltung der Steu-

ersätze und Freibeträge, neue Verteilungswirkungen erzeugen und könnte etwa kleinere Ver-

mögensübertragungen stärker belasten, während sehr große Vermögen teilweise entlastet 

würden. Das könnte zu einer stark empfundenen sozialen Ungerechtigkeit führen, wenn Spar-

bücher deutlich stärker belastet würden, während derselbe Betrag auf dem Depot-Konto steu-

erlich entlastet werde. Aus diesem Grund zweifelte Dannecker die politische Durchsetzbarkeit 

des Konzepts an. In einem zweiten Aspekt ging Dr. Achim Dannecker auf die Behandlung des 

Betriebsvermögens ein. Dort sei eine Differenzierung nach Privatvermögen und Betriebsver-

mögen weiterhin notwendig, da für Betriebsvermögen immer eine Stundungsregelung vorzu-

sehen sei. Er begründete dies mit dem unternehmerischen Verkehrswert, der zukünftig zu 

verdienendes Geld beinhalte. Es bleibe diesbezüglich bei einer Unterscheidung, obwohl das 

Konzept diese eigentlich vermeiden wolle.  

Im Anschluss ging Prof. Dr. Achim Dannecker auf die weiteren Reformvorschläge ein. Der 

Vorschlag der SPD zeichne sich dadurch aus, dass er keinen konkreten Steuersatz nenne, 

sondern allgemein von Vereinheitlichung spreche. Das DIW nenne dagegen einen Steuersatz 

in Höhe von 35 %4. Zwar seien Lebensfreibeträge vorgesehen, unter anderem auch für Be-

triebsvermögen, dieser Freibetrag von 5 Mio. EUR erfasse allerdings nur kleine Unternehmen. 

Andere Modelle würden den Staat als Teilhaber vorschlagen, was zu einer verstärkten Kon-

trolle von Unternehmen durch den Staat führen würde, dessen Funktionalität Prof. Dr. Dan-

necker mit Verweis auf andere vom Staat kontrollierte Unternehmen anzweifelte.  

Dannecker macht darauf aufmerksam, dass die Betriebsvermögensbefreiung nicht nur Frei-

heits- und Eigentumsrechte verwirkliche, sondern insbesondere in einem internationalen Um-

feld von Bedeutung sei. Eine stärkere steuerliche Belastung könne erhebliche Auswirkungen 

auf Investitionen, Unternehmensnachfolgen und die Struktur der deutschen Unternehmens-

landschaft haben, die letztlich die Bürde der unternehmerischen Verantwortung für Mitarbeiter 

 
4  DIW Wochenbericht Nr. 4/2026, S. 43. 
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trage. Deshalb sprach er sich dafür aus, die Gesamtsteuerbelastung von Erbschaft- und Ein-

kommensteuer nicht noch mehr zu steigern.  

In systematischer Hinsicht gebe es einige Chancen, das Regelungskonzept in §§ 13a, 13b 

ErbStG zu überarbeiten. Die Erfahrungen der letzten zehn Jahre zeigten, dass junge Finanz-

mittel, junges Verwaltungsvermögen nicht in dieser Überkomplexität zu Umschichtung oder 

Umstrukturierung in den relevanten Größenordnungen führten. Daneben sei die Investitions-

regel, die einen detaillierten Investitionsplan erfordere, in der heutigen Ausprägung ungeeig-

net. Im Hinblick auf die komplexen Regelungen bei betrieblichen Grundstücken verwies er auf 

das beim BVerfG anhängige „Parkhausurteil“5 und schlug als alternative Vereinfachungsmög-

lichkeit vor, den Wohnraum in einer eigenen Befreiungsreglung zu separieren. Im Hinblick auf 

die Bewertung müssten die Verfügungsbeschränkungen schon bei der Bewertung selbst be-

trachtet werden, nicht erst im Rahmen einer Verschonung. 

Anschließend ging er auf die Wechselwirkung zwischen der Erbschaft- und Einkommensteuer 

ein. In bestimmten Konstellationen könne es zu erheblichen Doppelbelastungen kommen. Ins-

besondere durch die verschärfte Regelung zur Wegzugsbesteuerung führe das in der Praxis 

zu Problemen, wenn die Wegzugsteuer zum Verkauf nötige und wiederum durch Nachfristver-

letzung dann auch zur Erbschaftsteuer. Der § 35b EStG korrigiere hier nur wenig. Vor diesem 

Hintergrund würden auch alternative konzeptionelle Ansätze diskutiert, welche die Einkom-

mensteuerbelastung stärker berücksichtigten, etwa ein befristeter Zuschlag auf die Einkom-

mensteuer oder ein „Step-Up“ der einkommensteuerlichen Buchwerte bei Erbschaftsteuerzah-

lung. Solche Modelle würden allerdings ebenfalls komplexe Abgrenzungs- und Bewertungs-

fragen aufwerfen.  

In seinem Fazit sprach sich Dannecker dafür aus, grundsätzlich an einem System der Begüns-

tigung von Betriebsvermögen festzuhalten, dieses jedoch deutlich zu vereinfachen und syste-

matischer auszugestalten. Gleichzeitig müsse die Bewertung der Vermögensgegenstände 

stärker an den tatsächlichen Verfügungsmöglichkeiten der Erben ausgerichtet werden. Insge-

samt erscheine es daher sinnvoller, das bestehende System gezielt weiterzuentwickeln, an-

statt es durch ein vollständig neues Konzept, etwa eine Flat Tax, zu ersetzen. Die Verscho-

nungsbedarfsprüfung müsse diskutiert werden, hier seien allerdings noch die anhängigen Ver-

fahren beim BVerfG abzuwarten. Als wichtigsten Punkt nannte er die Bedeutung der Bewer-

tung, um nur das zu besteuern, was der Erbe tatsächlich in der Hand habe. 

 
5  BFH, Urteil vom 28. Februar 2024, II R 27/21, BFHE 285, 247, BStBl II 2024, 829; anhängig beim 

BVerfG unter dem Az. 1 BvR 1761/24. 
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B. Podiumsdiskussion 

Dr. Andreas Richter wandte sich an Prof. Dr. Francesca Werth und erinnerte, dass das BVerfG 

in den vergangenen rund drei Jahrzehnten bereits drei6 grundlegende Entscheidungen zur 

Erbschaftsteuer getroffen habe und nun möglicherweise erneut mit der Materie befasst werde. 

Aktuell lägen zwei Verfahren in Karlsruhe, die auf Entscheidungen der Finanzgerichtsbarkeit 

zurückgingen. Zum einen auf ein Verfahren des FG Münster7 und zum anderen auf den bereits 

erwähnten „Kölner Parkhausfall“8. Beide Verfahren unterschieden sich zwar in ihrer Ausgangs-

situation, berührten jedoch zentrale Fragen des geltenden Erbschaftsteuerrechts. Richter bat 

daher Prof. Dr. Francesca Werth, einzuordnen, wie der BFH in diesen beiden Fällen entschie-

den habe und welche rechtlichen Fragestellungen jeweils im Mittelpunkt stünden. Zugleich 

fragte er, ob sich aus der bisherigen Rechtsprechung bereits gewisse Hinweise auf die zukünf-

tige verfassungsgerichtliche Entscheidung geben könnte.  

Prof. Dr. Francesca Werth stellte fest, dass viele Beobachter den anstehenden Entscheidun-

gen des BVerfG mit großer Spannung und teilweise mit einer gewissen Nervosität entgegen-

sähen. Zugleich wies sie darauf hin, dass in der öffentlichen Diskussion häufig unbeleuchtet 

bleibe, worum es in den beiden anhängigen Verfahren tatsächlich gehe. Das erste Verfahren 

betreffe den sogenannten „Münster-Fall“, der bereits seit mehreren Jahren beim BVerfG an-

hängig sei. Ausgangspunkt sei ein Steuerpflichtiger, der Eigentumswohnungen und Wertpa-

piere geerbt hatte und geltend machte, im Vergleich zum begünstigten Betriebsvermögen 

gleichheitswidrig belastet zu werden. Das FG Münster habe diese Argumentation zurückge-

wiesen. Daraufhin habe der Kläger eine Nichtzulassungsbeschwerde beim BFH eingelegt, mit 

dem Ziel, die Revision zu erzwingen. Der BFH habe die Beschwerde jedoch als unbegründet 

zurückgewiesen. Er habe weder eine grundsätzliche Bedeutung der aufgeworfenen Fragen 

noch eine ausreichende Begründung der geltend gemachten Verfassungsverletzung gesehen. 

Insbesondere habe der BFH bereits zuvor grundsätzlich zur Verfassungsmäßigkeit der seit 

2016 geltenden Regelungen Stellung genommen. Gleichwohl nahm das BVerfG die dagegen 

gerichtete Verfassungsbeschwerde an. Prof. Dr. Francesca Werth hinterfragte hier den Prü-

fungsmaßstab des BVerfG. Denn im Kern gehe es zunächst nur darum, ob der BFH die Vo-

raussetzungen für die Zulassung der Revision zu eng ausgelegt habe, was gegebenenfalls 

eine Verletzung des Rechts auf den gesetzlichen Richter aus Art. 101 GG darstellen könnte. 

Unklar sei daher, inwieweit das Gericht in diesem Verfahren überhaupt unmittelbar zur mate-

riellen Verfassungsmäßigkeit des Erbschaftsteuerrechts Stellung nehmen werde. Es läge 

 
6  BVerfG, Beschluss vom 22. Juni 1995, 2 BvR 552/91, BStBl II 1995, 671, BVerfGE 93, 165-179; BVerfG, 

Beschluss vom 7. November 2006, 1 BvL 10/02, BVerfGE 117, 1-70, BStBl II 2007, 192-215; BVerfG, 
Urteil vom 17. Dezember 2014, 1 BvL 21/12, BStBl II 2015, 50, BVerfGE 138, 136-255. 

7  BFH, Beschluss vom 17. Januar 2022, II B 49/21, anhängig beim BVerfG unter dem Az. 1 BvR 804/22. 
8  BFH, Urteil vom 28. Februar 2024, II R 27/21, BFHE 285, 247, BStBl II 2024, 829; anhängig beim 

BVerfG unter dem Az. 1 BvR 1761/24. 
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gerade keine ausführlich begründete Vorlage des BFH vor, sondern lediglich eine relativ knapp 

begründete Nichtzulassungsbeschwerde. Dennoch heiße es immer wieder, das Verfahren sei 

entscheidend für die Erbschaftsteuer. 

Das zweite Verfahren betreffe den sogenannten „Kölner Parkhausfall“, der ebenfalls große 

Aufmerksamkeit erregt habe. Der zugrunde liegende Sachverhalt sei rechtlich komplex und 

veranschauliche zugleich die komplizierte Struktur der Regelungen zum Verwaltungsvermö-

gen in § 13b ErbStG. Vereinfacht dargestellt gehe es um ein Parkhaus, das der Kläger geerbt 

habe und zuvor bereits vom Erblasser an ihn verpachtet worden sei. Grundsätzlich gelte die 

Vermietung von Grundstücken als schädliches Verwaltungsvermögen. Das Gesetz enthält je-

doch eine Reihe von Ausnahmen und wiederum Gegenausnahmen. Eine dieser Ausnahmen 

griffe, wenn an den Pächter selbst vererbt würde. Diese Begünstigung entfalle allerdings bei 

bestimmten Voraussetzungen, etwa bei einer vorherigen steuerschädlichen Verwendung oder 

wenn die Nutzung überwiegend in der Vermietung von Grundstücksteilen bestehe. Im konkre-

ten Fall war das Gericht der Auffassung, dass diese Gegenausnahmen greifen würden und 

deshalb kein begünstigtes Betriebsvermögen vorliege. Der Kläger habe sich dagegen auf ver-

schiedene gesetzliche Sonderregelungen berufen, etwa für Wohnungsvermietung, für land- 

und forstwirtschaftliche Betriebe oder für bestimmte Lieferverträge, die ebenfalls Ausnahmen 

vorsehen. Er habe argumentiert, die Vorschriften müssten teleologisch reduziert werden, so-

dass auch das gewerblich genutzte Parkhaus unter die Begünstigung fallen müsse. Diese Ar-

gumentation habe das Gericht abgelehnt, sodass Verfassungsbeschwerde erhoben worden 

sei.  

Werth schloss damit, es bleibe abzuwarten, wann und vor allem in welcher Form das BVerfG 

entscheiden werde. Eine belastbare Prognose lasse sich derzeit kaum treffen. 

Dr. Andreas Richter merkte an, im Fall des FG Münster sei durchaus vorstellbar, dass das 

BVerfG zu dem Ergebnis gelangen könnte, der BFH habe die Anforderungen an die Begrün-

dung der Revision zu streng gefasst. In einem solchen Fall müsste sich der BFH anschließend 

inhaltlich mit der Sache befassen.  

Prof. Dr. Francesca Werth erwiderte, dass dies eine mögliche Entwicklung sein könne. Denk-

bar sei jedoch auch, dass das BVerfG selbst weitergehend prüfe, da in der öffentlichen Wahr-

nehmung häufig davon ausgegangen werde, dass in diesem Verfahren grundsätzlich über die 

Verfassungsmäßigkeit der Erbschaftsteuer entschieden werde. Gleichwohl erscheine ihr nicht 

ohne Weiteres ersichtlich, auf welchem Weg das Gericht von diesem Ausgangspunkt zu einer 

solchen materiellen Prüfung gelangen könne. In diesem Zusammenhang verwies sie auf eine 

weitere Entscheidung des BFH aus dem Jahr 20259 zu einer missglückten 

 
9  BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 20. Februar 2025 – 1 BvR 1493/21. 
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Betriebsaufspaltung. In diesem Fall habe die Übertragung eines Grundstücks zur Schenkung-

steuerpflicht geführt; auch dagegen sei Verfassungsbeschwerde erhoben worden. Das BVerfG 

habe diese jedoch nicht zur Entscheidung angenommen und ausgeführt, dass eine Verletzung 

von Art. 3 Abs. 1 GG nicht hinreichend dargelegt worden sei und dies, obwohl die Beschwerde 

von einer renommierten Anwaltskanzlei begründet worden sei. Es hätte, so ihre Einschätzung, 

durchaus andere Fallkonstellationen gegeben, die sich für eine verfassungsgerichtliche Klä-

rung möglicherweise eher angeboten hätten. 

Dr. Andreas Richter bemerkte, dass vor diesem Hintergrund beim Verfahren aus Münster zu-

nächst ein gewisses Fragezeichen bleibe. Im sogenannten Parkhausfall erscheine es denkbar, 

dass das BVerfG zu dem Ergebnis gelangen könnte, die Schwelle zur Verfassungswidrigkeit 

sei nicht erreicht oder die unterschiedliche steuerliche Behandlung lasse sich rechtfertigen. 

Das Regelungssystem sei insgesamt sehr kleinteilig ausgestaltet, sodass Differenzierungen 

dieser Art möglicherweise noch hinnehmbar seien. Man müsse daher zunächst abwarten, wie 

Karlsruhe entscheiden werde. Er wandte sich anschließend an Karlheinz Konrad, der über 

viele Jahre hinweg die Entwicklung des Erbschaftsteuerrechts aktiv mitgestaltet habe. Nach 

den zuvor von Prof. Dr. Achim Dannecker aufgezeigten Reformüberlegungen und Kritikpunk-

ten stelle sich rund zehn Jahre nach der letzten großen Reform nun die Frage nach einer 

Bestandsaufnahme. 

Karlheinz Konrad verwies auf ein gewisses Erwartungsmanagement rund um das BVerfG. Seit 

2023 erscheine das Verfahren regelmäßig auf der Entscheidungsvorschau des Gerichts, was 

Erwartungen schüre. In Anbetracht dessen wäre es schwierig zu vermitteln, dass nach vier 

Jahren letztlich nur eine knappe Entscheidung erginge; etwa mit der Begründung, die Be-

schwerde sei nicht hinreichend substantiiert gewesen. Inhaltlich teile er die zuvor von Prof. Dr. 

Francesca Werth geäußerte Einschätzung. Es sei nicht ersichtlich, weshalb gerade dieses 

Verfahren problematischer sein sollte als zahlreiche andere erbschaftsteuerrechtliche Verfah-

ren, mit denen sich das BVerfG in den vergangenen Jahren befasst habe. Er rechne im vor-

liegenden Fall nicht mit einer grundlegenden „Abrissbirne“, sondern eher mit punktuellen Kor-

rekturen. In diesem Fall müsse zunächst abgewartet werden, welche konkreten Beanstandun-

gen das Gericht formuliere. Politische Vorfestlegungen seien wenig sinnvoll; vielmehr werde 

sich die Politik erst nach einer Entscheidung positionieren. Dabei entstehe aus seiner Sicht ein 

„magisches Dreieck“ politischer Herausforderungen. Zum einen könne ein Reparaturauftrag 

aus Karlsruhe folgen, dessen konkrete Reichweite derzeit noch unklar sei. Zum zweiten be-

stehe der Wunsch einer überwältigenden Mehrheit der Länder, das Steueraufkommen insge-

samt aufkommensneutral zu halten. Hinzu komme als dritter Faktor die politische Diskussion 

über eine Anpassung der Freibeträge. Unabhängig vom Ausgang der bayerischen Normen-

kontrolle stehe dieses Thema ohnehin auf der politischen Agenda. Angesichts der erheblichen 

Preissteigerungen, insbesondere im Immobilienbereich, sei es kaum vermeidbar, die 
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Freibeträge zumindest zu überprüfen. Damit werde deutlich, dass neben verfassungsrechtli-

chen Fragen stets auch politische Aushandlungsprozesse eine Rolle spielten. Jede größere 

Reform der Erbschaftsteuer sei letztlich Ergebnis eines solchen Prozesses gewesen und nicht 

nur die drei Reformen der jüngeren Vergangenheit. Ein Blick auf die historische Entwicklung 

zeige, dass bereits preußische Steuerreformen erheblichen politischen Widerstand und kom-

plexe Abwägungen ausgelöst hätten.  

Inhaltlich identifizierte Karlheinz Konrad mehrere zentrale „Baustellen“. Diskutiert werde § 28a 

ErbStG, wobei häufig übersehen werde, dass diese Regelung nahezu wörtlich aus den Vor-

gaben des BVerfG im Urteil von 2014 abgeleitet worden sei. Darüber hinaus müsse auch die 

Behandlung von Wohnungsunternehmen neu betrachtet werden. Er hinterfragte die derzeitige 

Einordnung innerhalb der Regelungen zu Betriebsvermögen (§§ 13a, 13b ErbStG) da diese 

Vorschriften in erster Linie dem Erhalt von Arbeitsplätzen dienten. Bei Wohnungsunternehmen 

gehe es hingegen primär darum, Liquidität zu erhalten, damit Investitionen in Wohnraum mög-

lich blieben. Diese Zielsetzung folge einer anderen Regelungslogik und sollte daher eher in 

einer eigenständigen Vorschrift verankert werden. Als größte Baustelle bezeichnete er die Be-

wertung. Zwar habe das BVerfG bereits im Jahr 2006 klare Leitlinien formuliert, doch seien 

verschiedene Aspekte bis heute nicht vollständig umgesetzt. Dazu gehörten insbesondere 

Verfügungsbeschränkungen bei Unternehmensanteilen, die derzeit über § 13a Abs. 9 ErbStG 

berücksichtigt würden. Diese Regelung leide nicht nur an systematischen Mängeln, sondern 

sei auch praktisch schwer handhabbar, weil sie eine Kontinuität über einen Zeitraum von zwan-

zig Jahren voraussetze und damit von der Mitwirkung sämtlicher Beteiligter abhänge. Bereits 

ein einzelner Beteiligter könne diese Voraussetzungen durchbrechen und damit den Verscho-

nungsabschlag gefährden. Weitere offene Fragen bestünden bei der Berücksichtigung latenter 

Steuern sowie bei der grundlegenden Perspektive der Unternehmensbewertung. Die gegen-

wärtigen Bewertungsregeln knüpften stark an das Unternehmen als wirtschaftliche Einheit an, 

während aus Sicht des Anteilseigners entscheidend sei, welchen wirtschaftlichen Wert der 

konkrete Anteil tatsächlich habe. In der Praxis lasse sich ein solcher Anteil häufig nicht pro-

portional zum rechnerischen Unternehmenswert realisieren – ähnlich wie etwa bei einem hälf-

tigen Miteigentumsanteil an einer Wohnung, der regelmäßig nicht den halben Verkehrswert 

erzielt. Bei gesellschaftsrechtlichen Verfügungsbeschränkungen sei dieses Problem noch aus-

geprägter.  

Schließlich sprach er auch die Frage an, ob die Unterschiede zwischen Erbschaft- und Schen-

kungsteuer stärker berücksichtigt werden müssten. Das hohe Aufkommen bei der Erbschafts-

teuer erkläre sich häufig daraus, dass Vermögensübertragungen durch unerwartete Todesfälle 

ausgelöst würden. Gerade in solchen Situationen könnten Unternehmen besonders belastet 

sein, weil sie gleichzeitig mit Haltefristen und Lohnsummenvorgaben umgehen müssten. Un-

ternehmen, die ohnehin stabil liefen, kämen mit den bestehenden Regelungen dagegen 
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leichter zurecht. Für Betriebe, die durch einen unerwarteten Generationswechsel in eine 

schwierige Situation geraten, sei daher möglicherweise eine differenziertere gesetzliche Lö-

sung erforderlich. 

Zum Abschluss äußerte sich Konrad noch deutlich zur häufig diskutierten Idee einer Flat Tax 

bei der Erbschaftsteuer. Eine solche Regelung sei seiner Einschätzung nach nicht realistisch. 

Selbst bei einem aufkommensneutralen Modell läge der notwendige Steuersatz bereits bei 

etwa 15 bis 16 % und würde weiter steigen, wenn gleichzeitig die Freibeträge erhöht würden. 

Zudem wäre eine umfangreiche Stundungsregelung erforderlich, um Liquiditätsprobleme zu 

vermeiden. Politisch erscheine es kaum vermittelbar, dass sehr große Privatvermögen, etwa 

in Form umfangreicher Aktienportfolios oder Immobilienbestände, künftig nur noch mit einem 

deutlich niedrigeren Einheitssatz belastet würden. Daher bleibe die Flat Tax aus seiner Sicht 

ein „Gespenst“. 

Dr. Andreas Richter stellte fest, dass Karlheinz Konrads Einschätzung zur Flat Tax bemer-

kenswert deutlich ausgefallen sei. Zugleich habe dieser dabei die Frage beantwortet, welche 

Steuersätze bei einer aufkommensneutralen Flat Tax überhaupt realistisch wären. Wenn diese 

Einschätzung aus dem Umfeld eines Ministeriums komme,10 könne man davon ausgehen, 

dass entsprechende Überlegungen dort bereits angestellt worden seien. Anschließend merkte 

Richter an, dass ihn bei vielen Präsentationen zur Erbschaftsteuer immer auch die empirische 

Grundlage der präsentierten Zahlen interessiere. Gerade in diesem Bereich sei die Datenbasis 

nicht immer völlig eindeutig, auch wenn dies an den grundlegenden politischen Konfliktlinien 

wenig ändere.  

Als nächstes bat er Prof. Dr. Pascal Hinny um eine Einordnung aus schweizerischer Perspek-

tive. Für Berater mit deutsch-schweizerischem Mandantenkreis falle häufig auf, wie komplex 

die deutsche Diskussion im Vergleich zur Schweiz erscheine. Zugleich habe es kürzlich eine 

Initiative der Jungsozialisten zur Besteuerung großer Vermögen gegeben. Darüber hinaus in-

teressiere ihn der steuerpolitische Gesamtzusammenhang: In der Schweiz existiere schließ-

lich eine Vermögensteuer, weshalb sich die Frage stelle, ob dies geringere oder gar fehlende 

Erbschaftsteuern erkläre. Ebenso bat Richter um eine Einschätzung zur föderalen Struktur der 

Schweiz: Die Erbschaftsteuer sei dort kantonal geregelt, was Fragen nach der Koordination 

zwischen den Kantonen und möglichen Ausgleichsmechanismen aufwerfe. 

Prof. Dr. Pascal Hinny betonte zunächst, er wolle keine Empfehlungen für Deutschland geben, 

sondern lediglich die schweizerische Situation schildern. Anders als in Deutschland gebe es 

in der Schweiz auf Bundesebene keine Erbschaftsteuer. Darüber sei zuletzt im Zusammen-

hang mit einer Volksinitiative abgestimmt worden. Die Erbschaft- und Schenkungsteuer liege 

 
10  Karlheinz Konrad war von 2009 bis 2026 im bayerischen Finanzministerium tätig, seit 2012 als Leiter des 

Referats Bewertungsunabhängige Steuern, Verkehrssteuern, Kirchensteuer. 
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stattdessen vollständig in der Zuständigkeit der Kantone. Insgesamt existierten daher 26 un-

terschiedliche kantonale Regelungen, die nicht harmonisiert seien und den Kantonen weitge-

hende Gestaltungsfreiheit ließen. Die Kantone Obwalden und Schwyz erheben keine Erb-

schaft- und Schenkungsteuer, während der Kanton Luzern zumindest auf Abgaben bei Schen-

kungen verzichtet. Das Steueraufkommen sei insgesamt relativ gering: Im Jahr 2022 habe es 

etwa 1,4 Milliarden Schweizer Franken betragen, was lediglich rund 0,9 % des gesamten Steu-

eraufkommens ausmache. Die Steuer werde auf Basis des Verkehrswerts des übertragenen 

Vermögens erhoben. Besondere Verschonungsregelungen für Unternehmen, wie sie in 

Deutschland existieren, gebe es nicht; das Vermögen werde grundsätzlich einheitlich bewer-

tet. Die Steuersätze seien progressiv ausgestaltet und richteten sich nach dem Verwandt-

schaftsgrad. Je näher die Beziehung zwischen Erblasser und Erwerber, desto niedriger falle 

die Belastung aus. In der Praxis führe dies dazu, dass Ehegatten und Kinder in den meisten 

Kantonen überhaupt keine Erbschaftsteuer zahlen würden. Nur die Kantone Appenzell Inner-

rhoden, Waadt und Neuenburg würden auch bei Vermögensübertragungen an Kinder mode-

rate Steuern erheben. Zur interkantonalen Abgrenzung erklärte Hinny, dass grundsätzlich der 

Wohnsitzkanton des Erblassers oder Schenkers das Besteuerungsrecht habe. Steuerpflichtig 

sei der Erwerber des Vermögens. Eine Ausnahme gelte lediglich für Grundstücke, bei denen 

der Belegenheitskanton zuständig sei. Einen finanziellen Ausgleich zwischen den Kantonen 

gebe es nicht; das jeweilige Steueraufkommen verbleibe vollständig beim zuständigen Kanton. 

Als wesentlichen Unterschied zu Deutschland hob Prof. Dr. Hinny die Vermögensteuer hervor, 

die in der Schweiz jährlich erhoben werde. Sie betrage je nach Kanton etwa zwischen 0,1 % 

und 1 % des Vermögens, gemessen am Verkehrswert zum Jahresende. Besonders niedrige 

Sätze fänden sich in der Innerschweiz, etwa in Luzern, Nidwalden, Obwalden oder Zug, wäh-

rend Kantone wie Waadt oder Genf deutlich höhere Belastungen aufwiesen. Diese Steuer sei 

nicht von der Einkommensteuer abzugsfähig, allerdings existierten in einigen Kantonen soge-

nannte „Steuerbremsen“, die eine übermäßige Gesamtbelastung aus Einkommen- und Ver-

mögensteuer begrenzten. Im Hinblick auf die unterschiedliche Besteuerungsbelastung wies er 

darauf hin, dass durch einen Wohnsitzwechsel ein höherer Steuersatz vermieden werden 

könne.  

Anschließend äußerte er sich zur bereits angesprochenen Juso-Initiative. Diese sah eine bun-

desweite Erbschaftsteuer von 50 % auf Vermögen über 50 Millionen Franken vor. Obwohl nur 

etwa 2 500 Personen direkt betroffen gewesen wären, habe die Initiative erhebliche Unsicher-

heit ausgelöst. Viele vermögende Familien hätten bereits über mögliche Ausweichreaktionen 

nachgedacht, etwa über Wegzüge ins Ausland. Ein zusätzlicher Unsicherheitsfaktor sei gewe-

sen, dass die Steuer im Falle einer Annahme unmittelbar mit dem Abstimmungstag in Kraft 

getreten wäre. Letztlich sei die Initiative bei der Volksabstimmung im November mit rund 78 % 

der Stimmen sowie von sämtlichen Kantonen deutlich abgelehnt worden. Befragungen nach 
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der Abstimmung hätten gezeigt, dass viele Wähler befürchteten, sehr vermögende Personen 

könnten im Falle einer solchen Steuer das Land verlassen und damit wichtige Steuerbeiträge 

verloren gehen. Auch mögliche Auswirkungen auf Familienunternehmen hätten eine Rolle ge-

spielt. Hinny erinnerte zudem daran, dass bereits 2015 eine deutlich moderatere Initiative für 

eine bundesweite Erbschaftsteuer von 20 % auf Vermögen über zwei Millionen Franken eben-

falls deutlich abgelehnt worden sei. Auf eine abschließende Nachfrage von Dr. Andreas Rich-

ter zur Wirkung des föderalen Steuerwettbewerbs bestätigte er, dass dieser durchaus eine 

disziplinierende Wirkung auf die Steuersätze habe. Ergänzend zur Vermögensteuer führte er 

aus, dass ein Zusammenspiel zwischen der Vermögensteuer und der regionalen Schenkung-

steuer in der Schweiz bestehe. Rechne man beispielsweise mit einer durchschnittlichen Ver-

mögensteuer von etwa 0,5 % pro Jahr, ergebe sich über einen Zeitraum von etwa 25 Jahren, 

somit ungefähr einer Generation, eine Belastung von rund 10 bis 12 %. Dies sei sehr ähnlich 

zu den von Dannecker zuvor genannten Werten in Höhe von 8-16 %. Auf Nachfrage erklärte 

Hinny, dass die gezahlte Vermögensteuer bei der Einkommensteuer nicht berücksichtigt 

werde. Manche Kantone nutzten allerdings eine Vermögensbremse, die greife, sobald Vermö-

gens- und Einkommensteuer insgesamt eine gewisse Höhe überschritten.  

Anschließend wurde die erste Frage aus dem Publikum an das Podium gerichtet. Amos Veith11 

griff einen Punkt aus den Ausführungen von Dr. Pascal Hinny auf. Wenn er die schweizerische 

Situation richtig verstanden habe, gebe es bei der Übertragung von Unternehmen im Erbfall 

keine mit Deutschland vergleichbare Diskussion über Verschonungsregelungen. Vielmehr 

werde grundsätzlich der Verkehrswert angesetzt. Vermutlich habe dies in der Praxis häufig 

geringe Bedeutung, weil Übertragungen innerhalb der Familie, insbesondere an Kinder oder 

Ehegatten, steuerbefreit seien. Gleichwohl stelle sich die Frage, ob es nicht auch in der 

Schweiz problematische Fälle gebe. In der deutschen Debatte werde immer wieder über Un-

ternehmensnachfolgen gesprochen, obwohl ein erheblicher Teil der Vermögensübertragun-

gen ohnehin steuerfrei sei. Die Diskussion konzentriere sich daher häufig auf die besonders 

steuerpolitisch schwierigen Konstellationen. Vor diesem Hintergrund fragte Amos Veith, ob 

vergleichbare Probleme in der Schweiz überhaupt eine Rolle spielten oder wie dort mit solchen 

Situationen umgegangen werde. Prof. Dr. Pascal Hinny bestätigte, dass der zentrale Grund 

für die geringere praktische Relevanz in der Steuerbefreiung für Ehegatten und Kinder liege. 

Wenn Vermögen jedoch an Dritte übertragen werden, stelle sich auch in der Schweiz die Frage 

der Bewertung. Bei börsennotierten Unternehmen sei der Spielraum naturgemäß begrenzt, da 

sich der Verkehrswert am Börsenkurs orientiere. Allenfalls könne argumentiert werden, dass 

ein großes Paket bei einer Veräußerung am Markt möglicherweise nicht vollständig zum aktu-

ellen Kurs realisiert werden könne, sodass ein Abschlag gerechtfertigt sein könnte. Bei nicht 

börsennotierten Unternehmen erfolge die Bewertung hingegen typischerweise anhand einer 

 
11  Amos Veith, LL.M. (Aberdeen), Partner bei POELLATH. 
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Kombination aus Ertragswert und Substanzwert. Je nach Wahl der Kapitalisierungsfaktoren 

lasse sich dabei häufig ein realistischer, aus Sicht der Beteiligten noch tragbarer Wert ermit-

teln, auch wenn die Steuerbelastung im Einzelfall durchaus spürbar sein könne. 

Dr. Andreas Richter knüpfte daran an und fragte, was in diesem Zusammenhang unter einem 

„vernünftigen Bereich“ zu verstehen sei. In Deutschland liege der interne Marktwert von Antei-

len an Familienunternehmen häufig deutlich unter dem Wert, nämlich bei etwa 50 bis 60 %, 

der sich bei einem Verkauf des gesamten Unternehmens erzielen ließe. Historisch sei der 

Widerstand gegen die Erbschaftsteuer deshalb auch geringer gewesen, weil bei Personenun-

ternehmen lange Zeit mit vergleichsweise moderaten steuerlichen Bewertungsansätzen gear-

beitet worden sei. Vor diesem Hintergrund wollte Richter wissen, ob die Bewertung in der 

Schweiz bei illiquiden Unternehmensanteilen ebenfalls deutlich unter theoretischen Marktwer-

ten liege. 

Prof. Dr. Pascal Hinny antwortete, dass sich bei der Anwendung der üblichen Bewertungsme-

thoden in der Praxis häufig tatsächlich ein Bereich ergebe, der als wirtschaftlich noch ange-

messen und tragbar empfunden werde. 

Aus dem Publikum wurde eine weitere Frage an Prof. Dr. Pascal Hinny zum Verhältnis von 

Vermögen- und Erbschaftsteuer in der Schweiz gestellt. In Kantonen mit relativ hoher Vermö-

gensteuer könnten die Erbschaftsteuern eher niedrig ausfallen und umgekehrt. Zudem knüpfte 

er an die vorherige Überlegung von Prof. Dr. Werth zur langfristigen Wirkung der Vermögen-

steuer an. Wenn man wie zuvor diskutiert eine Erbschaftsteuer über sehr lange Stundungs-

zeiträume denke, etwa über 20 oder sogar 25 Jahre, und damit ungefähr über eine Generation 

hinweg, könne man argumentieren, dass eine solche Belastung funktional einer laufenden 

Vermögensteuer über diese Generation entspreche. 

Prof. Dr. Pascal Hinny bestätigte zunächst den zweiten Gedanken. In gewisser Weise könne 

man die Vermögensteuer tatsächlich als eine Art laufende, generationenübergreifende Sub-

stanzbesteuerung verstehen, die über viele Jahre hinweg eine ähnliche Wirkung entfalten 

könne wie eine einmalige Belastung bei der Vermögensübertragung. Was den vermuteten Zu-

sammenhang zwischen der Höhe der Vermögensteuer und der Höhe der Erbschaftsteuer in 

den einzelnen Kantonen betreffe, habe er dies nicht empirisch untersucht. Nach seinem Ein-

druck lasse sich ein solcher gegenläufiger Zusammenhang nicht eindeutig feststellen. Viel-

mehr erscheine es so, dass Kantone mit insgesamt höheren Steuern tendenziell sowohl bei 

der Vermögensteuer als auch bei der Erbschaftsteuer höhere Sätze aufwiesen. 

Dr. Andreas Richter leitete über, dass bei solchen Modellen zu berücksichtigen sei, dass sich 

die Werte über die Zeit verändern könnten, was ein zentrales Problem aller Stundungsmodelle 

darstelle. Er erklärte, dass die Erbschaftsteuer grundsätzlich auf Basis eines Stichtags ermittelt 
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werde und dass man in der Praxis bei hohen Steuerbelastungen eine Stundung vorsehe, um 

die Zahlung überhaupt leistbar zu machen. Dies zeige, dass die Finanzlast letztlich beim Un-

ternehmer oder Erben verbleibe, unabhängig davon, wie sich das Unternehmen in der Zwi-

schenzeit entwickle. Er verwies auf die Rechtsprechung des BFH: Immer wieder kämen Steu-

erpflichtige mit dem Argument, dass nach dem Stichtag Vermögenswerte verfallen seien oder 

sich zwischen Todesfall und Zugriff auf das Vermögen Veränderungen ergeben hätten. Er 

stellte jedoch klar, dass der BFH hier bislang entschieden habe, dass das Gesetz solche An-

passungen im Grundsatz nicht vorsehe und man sich deshalb streng an das Stichtagsprinzip 

halten müsse. 

Prof. Dr. Francesca Werth merkte an, dass der BFH vor etwa 14 Tagen erneut entschieden 

habe, dass keine dynamische Betrachtung vorgesehen sei und Erlasse nur in absoluten Aus-

nahmefällen infrage kämen, was de facto nahezu ausgeschlossen sei. 

Dr. Andreas Richter bestätigte, dass ein Erlass nur nach den engen Regeln der Abgabenord-

nung möglich sei. Er wies darauf hin, dass bereits in früheren Berliner Steuergesprächen im-

mer wieder die Problematik der Bewertung angesprochen worden sei. Dabei betonte er, dass 

das übertragene Vermögen durch hohe latente Einkommensteuern belastet sei. Er erläuterte, 

dass auch diese Themen dem BFH vorgelegt worden seien, dieser aber auf Grundlage des 

Bewertungsgesetzes derartige persönliche Verhältnisse unbeachtlich lasse. Übrig bliebe nur 

die Vorschrift des § 35b EStG mit seinen nur eingeschränkten Möglichkeiten. Er wies in diesem 

Zusammenhang auf die wachsende Bedeutung dieses Problems bei Familienunternehmen 

hin, die bereits einige Jahrzehnte bestünden.  

Laut dem II. Senat des BFH erlaube die jetzige Gesetzesgrundlage nur wenig Handlungsspiel-

raum, was Prof. Dr. Francesca Werth bestätigte.  

Dr. Andreas Richter überlegte, dass es vielleicht sinnvoll wäre, eine Kommission einzurichten, 

die sich gezielt mit diesen Themen der praktischen Umsetzung beschäftige. Er verwies hierbei 

nochmals auf den von Prof. Dr. Dannecker angesprochenen Zuschlag zur Einkommensteuer, 

der aus seiner Sicht als mögliches Konzept interessant sei. Dabei verglich er die Diskussion 

mit der 30-jährigen Debatte um die Gewerbesteuer in Deutschland, bei der immer wieder über 

eine Abschaffung oder einen Zuschlag zur Körperschaft- bzw. Einkommensteuer diskutiert 

worden sei, die Realität in Deutschland jedoch bleibe jedoch weit davon entfernt.  

Anschließend folgte ein Publikumsbeitrag von Prof. Dr. Johanna Hey.12 Sie kritisierte die Un-

übersichtlichkeit und fehlende Praktikabilität der Erbschaftsteuer. Sie bezeichnete sich als Be-

fürworterin der Flat Tax, sehe allerdings die bereits angesprochenen Probleme. In diesem Zu-

sammenhang verwies sie auf die Flat Tax in Italien, bei der auch große Vermögen verzinslich 

 
12  Direktorin des Instituts für Steuerrecht an der Universität zu Köln. 
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besteuert würden. Die Akzeptanz hierfür sei vermutlich historisch bedingt. In Deutschland sei 

dies dagegen nur denkbar, wenn man die Erbschaftsteuer einmal komplett auf Null setze. Hin-

sichtlich der Umsetzung teilte sie damit die Zweifel, eine Flat Tax ausgehend von der derzeiti-

gen Rechtslage einzuführen. Gleichzeitig wies sie darauf hin, dass die Abgrenzung von „gu-

tem“ und „schlechtem“ Vermögen immer zu komplizierten Abgrenzungsproblemen führe. Bei 

Verschonungsregelungen bestünden immer Gestaltungsmöglichkeiten, weshalb sie die Über-

legungen von Prof. Dr. Achim Dannecker hinsichtlich eines Zuschlags zur Einkommensteuer 

positiv hervorhebe. Es bliebe allerdings unsicher, ob dies politisch einfacher umzusetzen sei. 

Abschließend verwies sie auf die hohen persönlichen Freibeträge, die häufig ältere Erben be-

träfen. Hier stelle sie die Frage, weshalb gerade diese Personen privilegiert werden sollten, 

etwa am Beispiel der Begünstigung des Familienheims. Sie hinterfragte, aus welcher Norm 

sich die Notwendigkeit ergebe, die Freibeträge weiter anzuheben, und betonte, dass diese 

Frage eng mit der Flat-Tax-Debatte verbunden sei. 

Karlheinz Konrad erläuterte daraufhin, dass er nicht der politischen Entscheidung vorgreifen 

könne, die in der vom BVerfG gesetzten Frist getroffen würde. Zum Thema Familienheim ver-

wies er jedoch auf eine klare Aussage des BVerfG: Der Schutz des Familienheims sei verfas-

sungsrechtlich nicht begründet, zumindest nicht in der Entscheidung von 199513. Dort werde 

nur festgelegt, dass steuerfrei das persönliche Gebrauchsvermögen bleibe, dessen Höhe sich 

am Durchschnittswert von Einfamilienhäusern orientiere, unabhängig von der Zusammenset-

zung des Vermögens. Das Familienheim sei ursprünglich eine Antwort des Gesetzgebers auf 

den Wegfall der unbenannten Zuwendung, eine Korrektur durch den BFH14 im Jahr 1994. Dies 

sei der aktuelle Status Quo, von dem der Gesetzgeber ausgehen müsse. Er versicherte, dass 

er inhaltlich die Zweifel von Prof. Dr. Johanna Hey zum Familienheim teile. Allerdings treffe die 

Sorge um die Übertragbarkeit des Eigenheims die Menschen in einem existenziellen Sinne. 

Er könne sich daher nicht vorstellen, dass die Politik dieses Thema angehen würde. 

Dr. Andreas Richter wies darauf hin, dass die Situation ein wenig an das Spendenrecht erin-

nere, bei dem die Kommissionen Vorschläge machten und Steuerrechtsprofessoren Änderun-

gen empfahlen, die dann politisch nicht durchsetzbar waren, sodass der Bundestag bisweilen 

das Gegenteil beschloss. Er bemerkte, dass das Thema Freibeträge besonders interessant 

sei, da Deutschland im internationalen Vergleich eher niedrige Freibeträge habe. Er bezog 

sich auf die Habilitation von Jens Beckert, der gezeigt habe, dass ein wichtiger Aspekt bei der 

Höhe der Freibeträge auch die Ökonomie der Verwaltung sei. Wer sich mit Erbschaftsteuer-

fällen beschäftige, wisse, wie viel Arbeit diese bereiteten, weshalb die Finanzverwaltung ein 

großes Interesse daran habe, sich auf die großen Fälle zu konzentrieren, das rechtfertige hö-

here Freibeträge. Dies erkläre auch das Problem der „Sandwich-Belastung“, wie es Folien von 

 
13  BVerfG, Beschluss vom 22. Juni 1995, 2 BvR 552/91, BStBl II 1995, 671, BVerfGE 93, 165-179. 
14  BFH, Urteil vom 2. März 1994, II R 59/92, BFHE 173, 432, BStBl II 1994, 366. 
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Dr. Tobias Hentze gezeigt hätten: Es gebe einen großen Block im mittleren Bereich, der auf-

grund der Systematik der Freibeträge von Schenkungsteuerverfahren kaum betroffen sei. 

Richter ging weiter auf die Abgrenzung von produktivem und nicht produktivem Vermögen ein 

und wies darauf hin, dass die Reform 2016 zu weiteren Feststellungsverfahren geführt habe, 

die aus der Praxis heraus oft überschießend seien. Er berichtete von einem Fall, bei dem eine 

Schenkung unter 500.000 EUR, verteilt auf diversifiziertes Vermögen wie Aktien und GmbH-

Anteile, umfangreiche Feststellungserklärungen nach §§ 13a ff. ErbStG erforderten, obwohl 

der Steuerpflichtige sich darauf ausdrücklich nicht berufen wolle. Diese seien jedoch im Gesetz 

angelegt. Er schloss daraus, dass sich eine Steuerkommission mit den Erfahrungen der letzten 

10 Jahre nach der Reform beschäftigen sollte, um solcher Missstände gewahr zu werden und 

diese anzugehen. Solche aufwendigen Feststellungsverfahren seien auch aus Sicht der Fi-

nanzverwaltung problematisch, da diese Verfahren kein Mehraufkommen generierten und die 

betroffenen Ämter oft zwei bis drei Jahre an solchen Fällen arbeiteten. Er fasste zusammen, 

dass es unterhalb der großen Themen durchaus Verbesserungspotenzial gebe, von dem so-

wohl Steuerpflichtige als auch die Finanzverwaltung profitieren könnten. Anschließend gab er 

das Wort an Dr. Tobias Hentze. 

Dr. Tobias Hentze griff die Kritik zu den Freibeträgen auf und erklärte, dass diese sehr nach-

vollziehbar sei. Er betonte, dass die Erbschafts- und Schenkungsteuer dazu diene, Gerechtig-

keitschancengleichheit und Verteilungsgerechtigkeit herzustellen. Wer ein Eigenheim besitze, 

stehe auf der Seite des höheren Vermögens, wer keines habe, auf der anderen. Würde man 

tatsächlich die Vermögensverteilung reduzieren wollen, müsse man an die persönlichen Frei-

beträge herangehen. Er merkte jedoch an, dass dies politisch kaum durchsetzbar, ökonomisch 

aber nachvollziehbar sei. Zum Thema Flat Tax führte er aus, dass man lange diskutieren 

könne, ob 10, 12 oder 15 % ausreichend seien; der DIB habe 15 % als Referenz gesetzt. Für 

Hentze stehe die Flat-Tax-Debatte vor allem für den Wunsch nach einem einfachen, transpa-

renten System. Er wies darauf hin, dass eine Flat Tax ohne Verschonungsregeln dazu führen 

würde, dass Unternehmen oder Unternehmensanteile verkauft werden müssten, was nichts 

Schlechtes sei und unter Umständen sogar positive Effekte haben könne. Er schloss mit der 

Betonung, dass die Politik vorher genau abwägen müsse, welche Folgen eine Reform hätte, 

insbesondere wenn man die bestehende Unternehmensstruktur erhalten wolle. 

Prof. Dr. Achim Dannecker erinnerte daran, dass über zehn Jahre keine Diskussionen oder 

Veranstaltungen zur Erbschaftsteuer stattgefunden haben, weil nach dem damaligen Gesetz-

gebungsverfahren sich niemand mehr dem Thema habe widmen wollen. Das Gesetz sei cha-

otisch gewesen, insbesondere die Regelungen in §§ 13a, b ErbStG, wie etwa §13b Absatz 2 

Satz 2 ErbStG, der inzwischen zumindest teilweise teleologisch reduziert werde. Er betonte, 

dass durch eine Entscheidung des BVerfG vieles vereinfacht werden könnte, Doppelungen 

entfernt und unsinnige Regelungen gestrichen werden könnten. Anschließend äußerte er 
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Unverständnis darüber, warum die Erbschaftsteuer bei der Verschonungsbedarfsprüfung nicht 

abziehbar sei. Dies führe in der Praxis zu Belastungen von 80 % auf das Privatvermögen, be-

ziehungsweise im Fall von Verkäufen angesichts der ertragsteuerlichen Behandlung einer Ge-

samtbelastung von über 100 %. Solche Ungereimtheiten müssten geregelt werden. Zudem 

wies er auf internationale Aspekte hin: Viele Verfahren funktionierten nicht korrekt, da Deutsch-

land kaum Doppelbesteuerungsabkommen für die Erbschaftsteuer habe, was dringend repa-

riert werden müsse – etwa bei direkt gehaltenen ausländischen Gesellschaften, die dann als 

Privatvermögen voll besteuert würden. Abschließend wies er auf das europäische Beihilferecht 

hin, dessen Konsequenzen er nicht einschätzen könne. Dieses Thema werde in der verfas-

sungsrechtlichen Diskussion häufig vernachlässigt.  

Daraufhin folgte ein Publikumsbeitrag von Klaus Bräunig15. Er merkte an, dass deutlich gewor-

den sei, dass die steuerrechtlichen Probleme grundsätzlich lösbar seien. Er stellte jedoch eine 

Diskrepanz zur politischen Initiative fest, die er als reine Verteilungsgerechtigkeitsinitiative cha-

rakterisierte. Er meinte, dass die von Prof. Dr. Johanna Hey skizzierte Debatte auf hohe Emo-

tionalität hinweise und daher für eine substantiierte steuerrechtliche Diskussion nicht geeignet 

sei. Er richtete daher die Frage an das Podium, was es dem Gesetzgeber konkret raten würde, 

um die steuerrechtlichen Themen zu lösen. Denn mit den Lösungen, die das Podium bisher 

diskutiert habe, wären die Initiatoren der Reformdebatte wohl nicht zufriedengestellt. Er 

schlussfolgerte, dass es wünschenswert gewesen wäre, dass auch Initiatoren der Debatte auf 

dem Podium anwesend gewesen wären. 

Prof. Dr. Marc Desens16 fragte nach der Gerechtigkeit der Besteuerung in Deutschland und 

stellte fest, dass Arbeitseinkommen hoch besteuert werde, Kapitaleinkünfte im privaten Be-

reich hingegen niedrig über die Abgeltungsteuer. Private Immobilien würden ebenfalls niedrig 

besteuert, Abschreibungen seien zulässig und nach zehn Jahren könnten sie steuerfrei ver-

kauft werden. Vermögen werde also nicht wesentlich umverteilt, höchstens über den progres-

siven Tarif, der ohnehin nicht mehr hoch sei. Er wies zudem darauf hin, dass die Vermögen-

steuer abgeschafft worden sei und nun die Debatte über die Erbschaftsteuer laufe. Dabei sei 

das politische Ziel im Kern, eine „Reichensteuer“ zu schaffen. Allerdings solle es hohe Freibe-

träge für alle geben und das viele Betriebsvermögen der Reichen solle auch nicht besteuert 

werden. Er betonte, dass eine Reform ohne erhebliche Belastung einzelner nicht funktionieren 

könne. Für eine wirkliche Reform müssten die Freibeträge deutlich gesenkt werden, wodurch 

auch das Eigenheim besteuert würde. Im Hinblick auf die Gerechtigkeit machte er darauf auf-

merksam, dass es genügend Fälle gebe, in denen keine Eigenheime vererbt werden. Eine 

 
15  Rechtsanwalt, ehemaliger Geschäftsführer des Verbandes der Automobilindustrie (VdA). 
16  Universität Leipzig, Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches Recht, insbesondere Steuerrecht und Öffent-

liches Wirtschaftsrecht, Direktor des Instituts für Steuerrecht und des Ernst-Jaeger-Instituts für Unterneh-
menssanierung und Insolvenzrecht. 
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Stundung sei hierbei notwendig, beispielsweise über 20 Jahre. Desens bemerkte jedoch, dass 

spätere Wertsteigerungen oder -verluste des Vermögens zu Vorteilen oder Nachteilen führen 

könnten. Abschließend wies er darauf hin, dass die Politik bisher kaum eigeninitiativ gehandelt 

habe und stattdessen immer nur auf Entscheidungen des BVerfG reagierte, und ohne diese 

richterliche Orientierung eine Einigung kaum möglich gewesen sei. 

Dr. Andreas Richter leitete zur Schlussrunde über.  

C. Abschlussrunde 

Prof Dr. Pascal Hinny wies darauf hin, dass die Diskussion um „Tax the Rich“ zunehmend an 

Bedeutung gewinne: Die Vermögenswerte würden immer größer, Ungleichheiten wüchsen, 

und es werde eine Reaktion darauf erwartet. Dies sei auch in der Schweiz zu beobachten. Er 

merkte an, dass bei der Diskussion um die Erbschaftsteuer teils zwar eine schweizerische 

Bundeserbschaftsteuer befürwortet worden sei, zugleich sei jedoch eine moderate Höhe ge-

fordert worden, beispielsweise um die 5 %. Andere Unternehmer hätten lieber eine moderate 

Vermögensteuer auf Bundesebene gesehen. Auch die Vermögensteuer sei in der Schweiz 

eine kantonale Steuer. Er merkte an, dass man sich wohl zwischen einer moderaten Erb-

schaftsteuer mit möglichst hoher Gleichbehandlung oder eine Art Vermögensteuer entschei-

den müsse. Zwar sei die Einführung einer Vermögensteuer politisch unbeliebt, aber die Dis-

kussion bewege sich in diese Richtung, um Vermögende aus Gleichbehandlungs- und Leis-

tungsfähigkeitsgründen stärker in die Pflicht zu nehmen. 

Karlheinz Konrad stellte die These auf, dass sich die aktuelle Situation auf zwei grundlegenden 

Weichenstellungen des BVerfG gründet. Die erste aus dem Jahr 199517, mit dem Doppelbe-

schluss vom 22. Juni zur Erbschafts- und Vermögensteuer, bei welcher das BVerfG eine Dif-

ferenzierung zwischen Vermögens- und Erbschaftsteuer vorgenommen habe. Dies habe fak-

tisch zum „stillen Tod“ der Vermögensteuer geführt und sei womöglich eine vom Gericht er-

wartete oder erwünschte Konsequenz. Dies habe zur Folge, dass die Erbschaftsteuer ein 

punktuelles „Klumpenrisiko“ für den Erwerber darstelle, der zu einem Zeitpunkt mit einer hohen 

Steuer belastet werde. Der Zeitpunkt sei nicht immer planbar und könne womöglich seine Li-

quidität überfordern. Die Entscheidung von 201418 sei die zweite Weichenstellung. Diese habe 

die Komplexität des heutigen Rechts entscheidend geprägt, weil sie Regelungen, die miss-

bräuchlich genutzt werden könnten, als verfassungswidrig einstufte. Das BVerfG habe damit 

ein Misstrauen gegenüber dem Gesetzgeber ausgedrückt, das sich unter anderem in Vor-

schriften zum „jungen Verwaltungsvermögen“ oder zu Finanzmitteln widerspiegele. Konrad 

 
17  BVerfG, Beschluss vom 22. Juni 1995, 2 BvR 552/91, BStBl II 1995, 671, BVerfGE 93, 165-179. 
18  BVerfG, Urteil vom 17. Dezember 2014, 1 BvL 21/12, BStBl II 2015, 50, BVerfGE 138, 136-255. 
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führte aus, dass der Vorlagebeschluss von 201219 drei missbräuchliche Gestaltungen aufge-

macht habe, nämlich die Cash GmbH, den Kaskadeneffekt und die Betriebsaufspaltung zur 

Umgehung des Lohnsummentests. Zwei davon sind in der Praxis nie aufgetreten, nur die Cash 

GmbH habe es gegeben. Diese Konstruktion habe es ermöglicht, Milliardenvermögen steuer-

frei zu übertragen und sei prägend für das Gericht gewesen. Konrad merkte allerdings an, 

dass sich vor dem Vorlagebeschluss wahrscheinlich kein Berater an dieses Modell herange-

wagt hätte. Eine normspezifische Auslegung, wie sie der BFH heute in ständiger Rechtspre-

chung vornehme, hätte einiges des durch das Konzept angerichteten Schadens vermeiden 

können. 

Anschließend betonte Konrad den gesellschaftlichen Wandel bis 2026. Der Konsens darüber, 

wie mit wirtschaftlichem Wohlstand umzugehen sei, drohe zu zerbrechen. Dies werde die 

größte Herausforderung für den Gesetzgeber sein, da die Erbschaftsteuer auch eine gesell-

schaftliche Integrationsleistung abbildet. Er schloss mit dem Hinweis, dass er niemanden um 

die politische Verantwortung in diesem Spannungsfeld beneide. 

Prof. Dr. Francesca Werth schloss sich zunächst Karlheinz Konrad an. Sie fasste ihre Ein-

schätzung mit ihrem Lieblingssatz „Man könne es nie allen recht machen“ zusammen. Sie 

betonte, dass dies sowohl für die Grundsteuer als auch für die Erbschaftsteuer gelte. Sobald 

ein Gesetzgebungsverfahren gestartet werde, würden Interessengruppen versuchen, ihre ei-

genen Interessen durchzusetzen, was die Materie wieder kompliziert mache. Ihre Prognose 

sei daher, dass es nicht einfacher werde. 

Prof. Dr. Achim Dannecker fasste drei Kernpunkte zusammen: Erstens hofft er, dass nach 

zehn Jahren die Regelung in §13 b ErbStG aufgeräumt werden könne. Zweitens sehe er die 

aktuelle Situation nicht als dauerhaft haltbar an, die Entscheidung des BVerfG sei jedoch ab-

zuwarten. Drittens warnte er: „Wir dürfen die Kuh, die wir melken wollen, nicht schlachten.“ 

Dr. Tobias Hentze ergänzte, die große Herausforderung der Vermögensbesteuerung liege da-

rin, produktives und nicht-produktives Kapital zu unterscheiden. Der Gesetzgeber bemühe 

sich, eine klarere Regelung sei allerdings wünschenswert. Er wies darauf hin, dass es regel-

mäßig Fälle mit hohem Vermögen gebe, die steuerfrei vererbt würden. Dies beeinflusse die 

Diskussion und führe dazu, dass diese nicht immer rational geführt werde. Der Gesetzgeber 

müsse überprüfen, an welchen Stellen Lücken bestehen und wie diese geschlossen werden 

könnten. Die Unterscheidung der Besteuerung bei produktiven und unproduktiven Vermögen 

könne er nachvollziehen. Er stellte die Überlegung an, ob nicht eher die Erträge als die Sub-

stanz besteuert werden sollten. Er schloss, dass die Erbschaftsteuer ökonomisch nicht optimal 

 
19 BFH, Vorlagebeschluss vom 27. September 2012, II R 9/11, BFHE 238, 241, BStBl II 2012, 899. 
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zur Steuersteuerung dient und weitere Diskussionen, wie etwa in den Berliner Steuergesprä-

chen, notwendig seien. 

Dr. Andreas Richter dankte allen Podiumsmitgliedern und dem Publikum für die rege Teil-

nahme. Er resümierte, dass die Diskussion zwar reichhaltig gewesen, es allerdings unwahr-

scheinlich sei, dass eine politische Reformdebatte vor Äußerung des BVerfG wieder Fahrt 

aufnehmen werde. Abschließend dankte er allen langjährigen Unterstützern der Berliner Steu-

ergespräche und wies auf das 100. Berliner Steuergespräch am 1. Juni 2026 hin.  
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